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 Möglichkeiten der Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden des Bundes

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Nach  den  mutmaßlichen  Anschlagsversuchen  auf  zwei  Regionalzüge  am  1.  Au-
 gust  2006  in  Nordrhein-Westfalen  standen  eine  Reihe  politischer  Forderungen
 erneut  auf  der  Tagesordnung.  Dazu  gehörte  unter  anderem  die  Einrichtung  einer
 „Anti-Terror-Datei“,  auf  die  alle  Sicherheitsbehörden  von  Bund  und  Ländern
 einschließlich  der  Geheimdienste  Zugriffsrechte  haben  sollen.  Bei  den  öffent-
 lichen  Diskussionen  konnte  man  den  Eindruck  gewinnen,  als  gebe  es  bisher
 weder  eine  direkte  Zusammenarbeit  der  Sicherheitsbehörden  noch  gemeinsame
 Dateien.  Dabei  sind  die  Geheimdienste  verpflichtet,  bei  drohender  Gefahr  für
 Leib  und  Leben  Informationen  an  die  Polizei  weiterzugeben.  Im  Rahmen  der
 Amtshilfe  werden  Informationen  zwischen  den  Behörden  ausgetauscht.  Mit
 dem  Gemeinsamen  Terror-Abwehrzentrum  des  Bundeskriminalamtes  (BKA)  in
 Berlin-Treptow  besteht  bereits  eine  Einrichtung,  in  der  alle  Behörden  mit  Si-
 cherheitsaufgaben  und  das  Bundesamt  für  Migration  und  Flüchtlinge  (BAMF)
 in  einem  für  die  Öffentlichkeit  unkontrollierbaren  Raum  Informationen  austau-
 schen.  Auf  Länderebene  wird  die  Zusammenarbeit  von  Verfassungsschutz,
 Polizei  und  Ausländerbehörden  bzw.  BAMF  in  immer  mehr  Ländern  (Bayern,
 Nordrhein-Westfalen)  institutionalisiert.  Ziel  ist  dabei,  Terrorismus-Verdäch-
 tigte  auf  dem  Wege  des  Aufenthaltsrechts  zu  treffen:  „Erkenntnisse  der  Sicher-
 heitsbehörden,  die  nicht  ausreichen,  um  einem  Strafverfahren  zum  Erfolg  zu
 verhelfen,  können  jedoch  den  Widerruf  einer  Asylanerkennung  oder  eine  Aus-
 weisungsverfügung  tragen.“  stellt  das  BAMF  in  seiner  Stellungnahme  zum
 Praktiker-Erfahrungsaustausch zum Zuwanderungsgesetz fest.

 Von  den  Befürwortern  solcher  gemeinsamer  Dateien  und  der  Datenerfassung
 auf  breiter  Basis  überhaupt  werden  immer  wieder  die  Grenzen  dieser  Art  „Si-
 cherheitspolitik“  beklagt.  Die  Kritik  richtet  sich  im  Wesentlichen  gegen  daten-
 schutzrechtliche  Bestimmungen.  Von  Datenschützern  wiederum  wird  genau  im
 Gegensatz  dazu  beklagt,  die  zahlreichen  vorhandenen  Dateien  und  Abfrage-
 rechte  der  Behörden  verletzten  die  Datenschutzrechte  der  Bürgerinnen  und
 Bürger.  Beklagt  wird  von  dieser  Seite  auch  die  fehlende  wissenschaftliche,
 kriminologische  Evaluation  der  bereits  bestehenden  Befugniserweiterungen
 der  Geheimdienste  durch  das  Terrorismusbekämpfungsgesetz.  Trotz  des  Feh-
 lens  einer  solchen  Evaluation  sollen  in  den  kommenden  Wochen  Befugnisse
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der  Geheimdienste  mit  einem  „Terrorismusbekämpfungsergänzungsgesetz“
 nochmals  erweitert  werden,  für  die  Einrichtung  einer  „Anti-Terror-Datei“  liegt
 ebenfalls  schon  ein  Gesetzentwurf  des  Bundesministeriums  des  Innern  und  ein
 Rahmenbeschluss der Innenministerkonferenz vor.

 1.  Welche  Dateien  bestehen  derzeit  beim  Bundeskriminalamt,  die  der  Unter-
 stützung  der  Prävention,  der  Gefahrenabwehr  oder  der  Strafverfolgung  die-
 nen  (bitte  Auflistung  mit  Datum  der  Einrichtung  der  Dateien,  Rechtsgrund-
 lage,  Zweck,  Zahl  der  Datensätze,  Speicherfrist,  ggf.  Aufhebung  und
 Löschung der Datei)?

 Beim  Bundeskriminalamt  (BKA)  werden  unterschiedliche  Dateien  zu  präven-
 tiven  Zwecken  und  zur  Strafverfolgung  geführt.  Übersichten  sind  als  Anlagen  1
 bis  3  beigefügt.  In  Bezug  auf  die  Beteiligung  anderer  Behörden  ist  zu  unter-
 scheiden zwischen:

 –  Verbunddateien,  die  das  BKA  nach  §  11  Abs.  1  Satz  1  des  Bundeskriminal-
 amtgesetzes  (BKAG)  als  Zentralstelle  für  das  polizeiliche  Informationswesen
 (INPOL)  führt  und  in  die  die  Verbundteilnehmer  die  jeweils  in  eigener  Zu-
 ständigkeit  gewonnenen  Daten  selbst  unmittelbar  eingeben  und  in  denen
 diese  Daten  zum  unmittelbaren  Abruf  für  die  Verbundteilnehmer  bereitge-
 halten werden,

 –  Zentraldateien,  in  die  das  BKA  selbst  die  von  anderen  Behörden  übermittel-
 ten  Daten  als  Zentralstelle  einspeichert  und  anderen  Behörden  gegebenen-
 falls im automatisierten Abruf nach § 10 Abs. 7 BKAG bereitstellt,

 –  Amtsdateien,  die  das  BKA  zur  Erfüllung  seiner  spezifischen  Aufgaben  ohne
 Beteiligung anderer Dienststellen führt.

 Für  die  in  den  Dateien  gespeicherten  Daten  bestehen  jeweils  unterschiedliche
 Speicherfristen  (vgl.  §  34  Abs.  1  Satz  1  Nr.  8  BKAG).  Eine  Frist,  an  dem  eine
 gesamte  Datei  zu  löschen  ist,  sieht  das  Gesetz  nicht  vor.  Allerdings  ist  immer
 wieder  die  Notwendigkeit  der  Weiterführung  einer  Datei  zu  überprüfen  (§  34
 Abs. 4 BKAG).

 a)  Welche Behörden dürfen auf diese Dateien zugreifen?

 Bei  den  Verbunddateien  im  polizeilichen  Informationssystem  ist  der  Kreis  der
 Verbundteilnehmer,  d.  h.  die  jeweiligen  Polizeibehörden  und  innerhalb  derer  die
 zugriffsberechtigten  Organisationseinheiten,  für  jede  Datei  gesondert  in  der
 Errichtungsanordnung  festzulegen  (§  11  Abs.  2  Satz  2  BKAG).  Verbundteil-
 nehmer  können  außer  dem  BKA  und  den  Landeskriminalämtern  sonstige  Poli-
 zeibehörden  der  Länder,  die  Bundespolizei,  die  mit  der  Wahrnehmung  grenz-
 polizeilicher  Aufgaben  betrauten  Behörden  der  Zollverwaltung  und  das
 Zollkriminalamt sein (§ 11 Abs. 2 Satz 1 BKAG).

 Dateien,  die  das  BKA  zum  Zwecke  der  Wahrnehmung  seiner  polizeilichen
 Aufgaben  auf  dem  Gebiet  der  Strafverfolgung  (§  4  BKAG)  nach  den  Vorschrif-
 ten  der  StPO  (vgl.  §§  483  ff.)  führt,  können  ebenfalls  als  Verbunddateien  aus-
 gestaltet  sein.  Die  Festlegung  der  teilnehmenden  Behörden  richtet  sich  hier
 nach  dem  Einzelfall.  Daten  in  einer  solchen  Strafverfahrensdatei  sind  mit
 Erledigung  des  Verfahrens  zu  löschen  (§  489  Abs.  2  Nr.  1  der  Strafprozess-
 ordnung – StPO).

 Die  Übermittlung  der  in  Zentraldateien  gespeicherten  Daten  durch  das  BKA  an
 andere  Polizeien  des  Bundes  und  der  Länder  richtet  sich  nach  §  10  Abs.  1
 BKAG.  Eine  Übermittlung  an  andere  Behörden  und  öffentliche  Stellen  ist  unter
 den  Voraussetzungen  von  §  10  Abs.  2  BKAG  zulässig.  §  10  Abs.  7  BKAG  ent-
 hält  eine  Sonderregelung  für  Fälle  der  Übermittlung  personenbezogener  Daten
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im  automatisierten  Abrufverfahren;  diese  lesenden  Zugriffe  auf  Zentraldateien
 dürfen  nur  zur  Erfüllung  vollzugspolizeilicher  Aufgaben  eingerichtet  werden,
 soweit  dies  unter  Berücksichtigung  der  schutzwürdigen  Interessen  der  Betroffe-
 nen  wegen  der  Vielzahl  der  Übermittlungen  oder  wegen  der  besonderen  Eilbe-
 dürftigkeit  angemessen  ist.  Regelungen  für  die  Übermittlung  finden  sich  darüber
 hinaus  auch  in  anderen  Gesetzen  (vgl.  §  18  des  Bundesverfassungsschutzgeset-
 zes – BVerfSchG).

 Auf die Amtsdateien des BKA erhalten andere Behörden keinen Zugriff.

 b)  Welche  Behörden  sind  verpflichtet,  Daten  für  diese  Dateien  zu  übermit-
 teln?

 Nach  §  13  Abs.  1  BKAG  sind  die  Landeskriminalämter  und  von  diesen  be-
 stimmte  andere  Polizeidienststellen  sowie  die  Polizeien  des  Bundes  (der  Zoll
 nur,  soweit  er  Aufgaben  nach  §  68  des  Bundespolizeigesetzes  –  BPolG  –  wahr-
 nimmt)  verpflichtet,  dem  BKA  die  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  als  Zentral-
 stelle  erforderlichen  Informationen  zu  übermitteln.  Im  Rahmen  der  Verbund-
 dateien  sind  die  Verbundteilnehmer  berechtigt,  Daten  zur  Erfüllung  des  §  13
 BKAG  im  automatisierten  Verfahren  einzugeben.  Ansonsten  erfolgt  die  Anlie-
 ferung  der  Informationen  konventionell  und  nicht  in  Bezug  auf  jeweils  eine
 bestimmte Datei.

 c)  Welche  Behörden  dürfen  nach  eigenem  pflichtgemäßen  Ermessen  Daten
 für diese Dateien auf Anfrage zur Verfügung stellen?

 d)  Welche  Behörden  dürfen  auf  eigene  Initiative  Daten  für  diese  Dateien
 zur Verfügung stellen?

 Behörden  und  sonstige  Stellen  können  dem  BKA  in  seiner  Zentralstellenfunk-
 tion  entsprechende  Daten  übermitteln  (§  13  Abs.  5  BKAG).  Werden  dem  BKA
 Daten  in  seiner  Funktion  als  Strafverfolgungsbehörde  (§  4  BKAG)  übermittelt,
 so  richtet  sich  die  Übermittlung  der  Daten  an  das  BKA  nach  den  Regelungen
 der  StPO.  Regelungen  zur  obligatorischen  oder  fakultativen  Datenübermittlung
 an  das  BKA  sind  auch  in  zahlreichen  anderen  Gesetzen  enthalten  (vgl.  §  20
 BVerfSchG,  §  9  des  Gesetzes  über  den  Bundesnachrichtendienst  –  BNDG,  §  11
 des  Gesetzes  über  den  Militärischen  Abschirmdienst  –  MADG,  §  33  des  Zoll-
 fahndungsdienstgesetzes  –  ZfDG).  Die  so  erhaltenen  Daten  werden  dann  vom
 BKA in die jeweils relevante(n) Datei(en) eingestellt.

 2.  Welche  Dateien  bestehen  derzeit  beim  Bundesamt  für  den  Verfassungs-
 schutz,  die  der  Beobachtung  extremistischer  oder  terroristischer  Organisa-
 tionen  oder  Einzelpersonen  dienen  (bitte  Auflistung  mit  Datum  der  Einrich-
 tung  der  Dateien,  Rechtsgrundlage,  Zweck,  Zahl  der  Datensätze,
 Speicherfrist, ggf. Aufhebung und Löschung der Datei)?

 a)  Welche Behörden dürfen auf diese Dateien zugreifen?

 b)  Welche  Behörden  sind  verpflichtet,  Daten  für  diese  Dateien  zu  übermit-
 teln?

 c)  Welche  Behörden  dürfen  nach  eigenem  pflichtgemäßen  Ermessen  Daten
 für diese Dateien auf Anfrage zur Verfügung stellen?

 d)  Welche  Behörden  dürfen  auf  eigene  Initiative  Daten  für  diese  Dateien
 zur Verfügung stellen?

 Im  Rahmen  ihrer  Aufgaben,  einerseits  sach-  und  personenbezogene  Auskünfte,
 Nachrichten  und  Unterlagen  zu  sammeln  und  auszuwerten,  die  sich  auf  Bestre-
 bungen  und  Tätigkeiten  gemäß  §  3  Abs.  1  des  Bundesverfassungsschutzgeset-
 zes  (BVerfSchG)  beziehen,  und  andererseits  bei  Sicherheitsüberprüfungen  von
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Personen  mitzuwirken  (§  3  Abs.  2  BVerfSchG),  führen  die  Verfassungsschutz-
 behörden  des  Bundes  und  der  Länder  zur  Erfüllung  der  Unterrichtungspflichten
 gemäß  §  5  BVerfSchG  das  „Nachrichtendienstliche  Informationssystem“
 (NADIS)  als  gemeinsame  Datei  im  Sinne  des  §  6  BVerfSchG.  Das  NADIS
 dient  als  automatisiertes  Hilfsmittel  der  Aktenregistratur  (sog.  Hinweisdatei).
 Es  enthält  neben  den  Aktenzeichen  der  jeweiligen  Verfassungsschutzbehörde
 personenbezogene  Grunddaten,  wie  z.  B.  Namen,  Vornamen,  Geburtsort,
 Staatsangehörigkeit  und  Anschrift.  Die  Berichtigung,  Löschung  und  Sperrung
 personenbezogener  Daten  ist  in  §  12  BVerfSchG  sowie  ergänzend  in  entspre-
 chenden  „Dateianordnungen“  und  „Richtlinien“  geregelt.  Zugriffsberechtigt
 sind nur die Verfassungsschutzbehörden.

 Entsprechend  einem  Beschluss  der  Innenministerkonferenz  vom  22.  Mai  1992
 werden  die  Gesamtzahl  der  personenbezogenen  NADIS-Speicherungen  und  der
 Anteil  der  auf  Sicherheitsüberprüfungen  entfallenden  Speicherungen  seit  1993
 jährlich  im  Verfassungsschutzbericht  veröffentlicht.  Anfang  2006  waren  von
 Bund  und  Ländern  gemeinsam  im  NADIS  1  034  514  personenbezogene  Eintra-
 gungen  enthalten,  davon  593  333  Eintragungen  (57,4  Prozent)  aufgrund  von
 Sicherheitsüberprüfungen  (vgl.  Verfassungsschutzbericht  2005,  Vorabfassung,
 S.  9).

 Darüber  hinaus  bestehen  beim  BfV  weitere  Dateien,  die  aber  nicht  als  gemein-
 same  Dateien  mit  anderen  Sicherheitsbehörden  betrieben  werden  und  auf  die
 andere  Sicherheitsbehörden  (außerhalb  des  Verfassungsschutzverbundes)  auch
 keinen Zugriff haben.

 Zu  Existenz,  Art  und  Umfang  von  VS-eingestuften  Dateien  des  BfV  nimmt  die
 Bundesregierung  grundsätzlich  nur  gegenüber  den  zuständigen  Gremien  des
 Deutschen  Bundestages  Stellung.  Angaben  zu  den  Dateien  und  den  nach  der
 „Allgemeinen  Verwaltungsvorschrift  des  Bundesministeriums  des  Innern  zum
 materiellen  und  organisatorischen  Schutz  von  Verschlusssachen  (VS-Anwei-
 sung  –  VSA)“  vom  31.  März  2006  eingestuften  „Dateianordnungen“  können
 ausschließlich  in  dem  dafür  zuständigen  Gremium  des  Deutschen  Bundestages
 gemacht werden.

 3.  Welche  Dateien  mit  Inlandsbezug  bestehen  derzeit  beim  Bundesnachrich-
 tendienst,  die  der  Beobachtung  extremistischer,  terroristischer  und  völker-
 verständigungswidriger  Organisationen  und  Einzelpersonen  dienen  (bitte
 Auflistung  mit  Datum  der  Einrichtung  der  Dateien,  Rechtsgrundlage,
 Zweck,  Zahl  der  Datensätze,  Speicherfrist,  ggf.  Aufhebung  und  Löschung
 der Datei)?

 Einzelheiten  zu  den  VS-eingestuften  Dateien  des  Bundesnachrichtendienstes
 (BND)  können  nur  gegenüber  den  zuständigen  Gremien  des  Deutschen
 Bundestages  erörtert  werden.  Der  BND  unterliegt  insoweit  der  Kontrolle  durch
 das  Parlamentarische  Kontrollgremium  und  den  Bundesbeauftragten  für  den
 Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI).

 Zu den Teilfragen a bis d gilt generell in Bezug auf BND-Dateien Folgendes:

 a)  Welche Behörden dürfen auf diese Dateien zugreifen?

 Ein  direkter  Zugriff  anderer  Behörden  auf  solche  internen  Dateien  des  BND  er-
 folgt  nicht.  Informationen  und  Erkenntnisse  aus  solchen  Dateien  des  BND  flie-
 ßen  (in  Auszügen)  in  die  regelmäßige  und  aktuelle  Berichterstattung  des  BND
 gemäß  §  12  BNDG  sowie  in  den  fachspezifischen  Erkenntnisaustausch  des
 BND gemäß §  9 BNDG ein.
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b)  Welche  Behörden  sind  verpflichtet,  Daten  für  diese  Dateien  zu  übermit-
 teln?

 Eine  Übermittlungspflicht  anderer  Behörden  an  den  BND  besteht  nur  im  Rah-
 men des §  8 Abs.  2 Satz  1 BNDG.

 c)  Welche  Behörden  dürfen  nach  eigenem  pflichtgemäßen  Ermessen  Daten
 für diese Dateien auf Anfrage zur Verfügung stellen?

 Der  BND  darf  gemäß  §  8  Abs.  3  Satz  1  BNDG  jede  Behörde  um  die  Übermitt-
 lung  der  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  erforderlichen  Informationen  ein-
 schließlich  personenbezogener  Daten  ersuchen.  Soweit  diese  Informationen  der
 Zweckbestimmung  der  jeweiligen  Dateien  unterfallen,  können  diese  Daten  dort
 gespeichert werden.

 d)  Welche  Behörden  dürfen  auf  eigene  Initiative  Daten  für  diese  Dateien
 zur Verfügung stellen?

 Die  Behörden  des  Bundes  und  die  bundesunmittelbaren  juristischen  Personen
 des  öffentlichen  Rechts  dürfen  von  sich  aus  gemäß  §  8  Abs.  1  BNDG  Infor-
 mationen  im  Rahmen  der  genannten  Bestimmung  an  den  BND  übermitteln;
 Gleiches  gilt  für  die  Staatsanwaltschaften  und,  vorbehaltlich  der  staatsanwalt-
 schaftlichen  Sachleitungsbefugnis,  für  die  Polizeien  gemäß  §  8  Abs.  2  Satz  2
 BNDG.  Soweit  diese  Informationen  der  Zweckbestimmung  der  jeweiligen
 Dateien unterfallen, werden die übermittelten Daten dort gespeichert.

 4.  Welche  Dateien  bestanden  oder  bestehen  bei  anderen  Behörden  und  Ein-
 richtungen  des  Bundes,  in  denen  Daten  zum  Zweck  der  Terrorismus-
 bekämpfung,  der  Gefahrenabwehr  usw.  gesammelt,  gespeichert  und  ausge-
 wertet  wurden  bzw.  werden  (bitte  Auflistung  mit  Datum  der  Einrichtung  der
 Dateien,  beteiligte  Behörden  bzw.  Einrichtungen,  Rechtsgrundlage,  Zweck,
 Zahl  der  Datensätze,  Speicherfrist,  ggf.  Aufhebung  und  Löschung  der  Datei)?

 Die  Bundespolizei  verfügt  über  keine  eigenen  Dateien  mit  dem  Zweck  oder  Be-
 zug  zur  Terrorismusabwehr.  Eine  Übersicht  der  zur  originären  Aufgabenwahr-
 nehmung bestehenden Dateien findet sich in Anlage 4.

 Die  Zollverwaltung  verfügt  ebenfalls  über  keine  eigenen  spezifischen  Dateien
 zu  den  genannten  Zwecken;  allerdings  hat  sie  Dateien  zu  Zollzwecken  einge-
 richtet,  aus  denen  Anhaltspunkte  gewonnen  werden  können,  die  auf  mögliche
 Terrorismusrelevanz  hindeuten  –  etwa  zur  Frage  der  Finanzierung  von  Aktivi-
 täten  durch  Personen  oder  Vereinigungen,  die  im  Verdacht  stehen,  internationa-
 len Terrorismus finanziell zu unterstützen (Anlage 5).

 Einzelheiten  zu  den  VS-eingestuften  Dateien  des  MAD  können  nur  gegenüber
 den zuständigen Gremien des Deutschen Bundestages erörtert werden.

 5.  Welche  gesetzlichen  und  untergesetzlichen  Grundlagen  bestehen  für  die
 Zusammenarbeit  von  Polizei  und  Geheimdiensten  auf  Bundes-  und  Landes-
 ebene,  und  was  ist  ihr  wesentlicher  Inhalt  (bitte  Auflistung  mit  Ort  der  Ver-
 öffentlichung)?

 Gesetzliche  Grundlagen  zur  Übermittlung  von  Informationen  einschließlich
 personenbezogener  Daten  zwischen  Polizeien  und  Nachrichtendiensten  finden
 sich  u.  a.  in  §  18  Abs.  1  und  3,  §  19  Abs.  1,  §  20  Abs.  1  BVerfSchG,  §  8  Abs.  1
 und  2,  §  9  BNDG,  §  4  Abs.  4,  §  7  Artikel-10-Gesetz,  §  10  Abs.  1  bis  3,  §  11
 MADG,  §  33  Zollfahndungsdienstgesetz,  §  10  Abs.  2  BKAG,  §  32  Abs.  2
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BPolG.  Auskünfte  zu  landesgesetzlichen  Vorschriften  fallen  nicht  in  die  Zu-
 ständigkeit der Bundesregierung.

 6.  Welche  Einrichtungen,  Koordinierungsgruppen,  „information  boards“  etc.
 bestehen  und  bestanden  beim  BKA  oder  im  Bundesministeriums  des  Innern
 zur  Bekämpfung  von  Terrorismus  und  Extremismus  mit  welcher  konkreten
 Zielsetzung und unter Beteiligung welcher Behörden?

 Zu  den  „information  boards“  hat  das  Bundesministerium  des  Innern  (BMI)  be-
 reits  mit  Schreiben  vom  10.  April  2006  des  Herrn  Parlamentarischen  Staats-
 sekretärs  Altmaier  an  den  Vorsitzenden  des  Innenausschusses  des  Deutschen
 Bundestages  ausführlich  berichtet  („Bericht  über  Information-Boards  als
 Instrumente  der  Kooperation  zwischen  Polizei,  Nachrichtendiensten  und  ande-
 ren in und zwischen Bund und Ländern“ (VS-NfD). Hierauf wird verwiesen.

 In  Ergänzung  dazu  ist  auf  folgende  im  Zeitraum  seit  dem  11.  September  2001
 bestehenden  Einrichtungen  oder  Koordinierungsgruppen  beim  BKA  bzw.  im
 BMI zur Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus hinzuweisen:

 1.  Koordinierungsgruppe  Internationaler  Terrorismus  (KG  IntTE):  Die  KG
 IntTE  wurde  auf  Beschluss  des  Arbeitskreises  II  der  Ständigen  Konferenz
 der  Innenminister  und  -senatoren  der  Länder  mit  einer  ständigen  Bewertung
 und  Fortschreibung  des  Lagebildes,  der  Entwicklung  alternativer  Lagesze-
 narien  und  der  Empfehlung  bundesweit  abgestimmter  polizeilicher  Maß-
 nahmen  zur  Terrorismusbekämpfung  beauftragt.  Außer  dem  BKA  können
 neben  den  Innenministerien  des  Bundes  und  der  Länder,  Vertreter  von  Lan-
 deskriminalämtern  und  Landesdatenschutzbeauftragten,  die  Bundespolizei,
 das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  (BfV),  der  Bundesnachrichtendienst
 (BND),  der  Militärische  Abschirmdienst  (MAD)  und  der  Generalbundes-
 anwalt an der KG IntTE teilnehmen.

 2.  Behördenübergreifende  Expertenkommission  Konsultation  zentraler  Behör-
 den  bei  der  Erteilung  von  Visa  gemäß  Artikel  17  Abs.  2  des  Schengener
 Durchführungsübereinkommens:  Die  Kommission  wurde  vom  BMI  gebe-
 ten,  im  Wege  eines  gegenseitigen  Informations-  und  Erfahrungsaustausches
 über  die  Prüfstrategien  der  beteiligten  Sicherheitsbehörden  eine  fortlaufende
 Verbesserung  der  Durchführung  des  Konsultationsverfahrens  zu  fördern,  um
 so  die  Sicherheit  der  Bundesrepublik  und  des  Schengen-Gebietes  zu  erhö-
 hen.  Neben  BKA,  sind  das  Auswärtige  Amt,  das  BfV,  der  BND,  der  MAD,
 das Zollkriminalamt und das Bundesverwaltungsamt beteiligt.

 Im  BMI  wird  die  Terrorismusbekämpfung  durch  eine  eigens  hierfür  eingerich-
 tete Unterabteilung koordiniert.

 7.  Inwiefern  sieht  die  Bundesregierung  im  Trennungsgebot  von  Polizei  und
 Geheimdiensten  eine  Schranke  für  eine  effektive  Bekämpfung  des  Terroris-
 mus?

 Die  Bundesregierung  sieht  im  Trennungsgebot  von  Polizei  und  Nachrichten-
 diensten  keine  Schranke  für  eine  effektive  Bekämpfung  des  Terrorismus;  Tren-
 nungsgebot  und  eine  effektive  Terrorismusbekämpfung  bilden  keinen  Gegen-
 satz.
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8.  a)  Sieht  die  Bundesregierung  das  Trennungsgebot  bereits  dann  als  erfüllt,
 wenn  Polizei  und  Geheimdienste  auf  unterschiedlicher  Rechtsgrund-
 lage handeln?

 b)  Sieht  die  Bundesregierung  das  Trennungsgebot  bereits  dann  als  erfüllt,
 wenn  Polizei  und  Geheimdienste  mit  unterschiedlichen  Zuständigkei-
 ten  und  Befugnissen  ausgestattet  sind  (vgl.  Antwort  der  Bundesregie-
 rung auf Bundestagsdrucksache 16/2420, 1.)?

 c)  Welche  Schranke  setzt  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  das  Tren-
 nungsgebot  dem  Austausch  von  Daten  und  anderem  relevanten  Mate-
 rial  zwischen  Polizei  und  Geheimdiensten  (unbeschadet  einer  hierfür
 bestehenden gesetzlichen Grundlage)?

 d)  Welche  Schranke  setzt  das  Trennungsgebot  nach  Ansicht  der  Bundes-
 regierung  der  operativen  Zusammenarbeit  von  Polizei  und  Geheim-
 diensten (bitte jeweils begründen)?

 Das  Trennungsgebot,  d.  h.  das  Gebot  der  Trennung  von  Polizei  und  Diensten
 (Verfassungsschutz  und  Nachrichtendienste)  ist  als  grundlegendes  Prinzip  in
 den  jeweiligen  Fachgesetzen  wie  dem  Bundesverfassungsschutzgesetz  (z.  B.
 §  2  Abs.  1  S.  3  und  §  8  Abs.  3  BVerfSchG),  dem  Bundesnachrichtendienst-
 gesetz  (§  1  Abs.  1  Satz  2  und  §  2  Abs.  3  BNDG)  und  dem  MAD-Gesetz  (§  1
 Abs.  4  und  §  4  Abs.  2  MADG)  einfachgesetzlich  geregelt.  Danach  besteht  eine
 funktionale,  organisatorische  und  kompetenzielle  Trennung  zwischen  der  Poli-
 zei  und  den  Diensten,  die  unterschiedliche  Aufgaben  wahrzunehmen  haben,
 organisatorisch  getrennt  sein  müssen  und  unterschiedliche  Befugnisse  gegen-
 über  dem  Bürger  haben.  Das  Trennungsgebot  schließt  hingegen  nicht  aus,  dass
 Polizei und Dienste zusammenarbeiten und Informationen austauschen.

 9.  Auf  welcher  Grundlage  und  in  welchem  Umfang  stellt  bereits  jetzt  der
 Bundesnachrichtendienst  geheimdienstlich  gewonnene  Erkenntnisse  auf
 eigene  Initiative  oder  pflichtgemäß  den  Strafverfolgungsbehörden  zur
 Verfügung?

 Grundlage  für  die  Übermittlung  geheimdienstlich  gewonnener  Erkenntnisse  an
 Strafverfolgungsbehörden  sind  §  9  BNDG  sowie  §§  4,  7  und  8  des  Artikel-10-
 Gesetzes (G 10).

 Gemäß  §  9  Abs.  3  BNDG  muss  der  BND  von  sich  aus  an  die  Staatsanwalt-
 schaften  und  Polizeien  die  ihm  bekannt  gewordenen  Informationen  einschließ-
 lich  personenbezogener  Daten  übermitteln,  wenn  tatsächliche  Anhaltspunkte
 dafür  bestehen,  dass  die  Übermittlung  zur  Verhinderung  oder  Verfolgung  von
 Staatsschutzdelikten  erforderlich  ist.  Staatsschutzdelikte  sind  die  in  §  74a  des
 Gerichtsverfassungsgesetzes  (GVG)  und  §  120  GVG  genannten  Straftaten
 sowie  sonstige  Straftaten,  bei  denen  aufgrund  ihrer  Zielsetzung,  des  Motivs  des
 Täters  oder  dessen  Verbindung  zu  einer  Organisation  tatsächliche  Anhalts-
 punkte  dafür  vorliegen,  dass  sie  gegen  die  in  Artikel  73  Nr.  10  Buchstabe  b
 und  c  GG  genannten  Schutzgüter  gerichtet  sind.  Daneben  darf  der  BND  gemäß
 §  9  Abs.  1  BNDG  Informationen  einschließlich  personenbezogener  Daten  über-
 mitteln,  wenn  dies  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  erforderlich  ist  oder  der  Emp-
 fänger die Daten für Zwecke der öffentlichen Sicherheit benötigt.

 Nach  §  7  Abs.  4  G  10  dürfen  personenbezogene  Daten,  die  durch  eine  strategi-
 sche  Beschränkungsmaßnahme  nach  §  5  Abs.  1  Satz  1  G  10  vom  BND  erhoben
 worden  sind,  zur  Verhinderung  von  Straftaten  an  die  mit  polizeilichen  Aufga-
 ben  betrauten  Behörden  übermittelt  werden,  wenn  tatsächliche  Anhaltspunkte
 für  den  Verdacht  bestehen  (§  7  Abs.  4  Nr.  1  G  10)  oder  bestimmte  Tatsachen
 den  Verdacht  begründen  (§  7  Abs.  4  Nr.  2  G  10),  dass  jemand  eine  Katalogstraf-
 tat des § 7 Abs. 4 G 10 plant oder begeht.
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Auch  personenbezogene  Daten,  die  im  Rahmen  einer  Beschränkungsmaß-
 nahme  nach  §  8  G  10  erlangt  wurden,  dürfen  an  Strafverfolgungsbehörden
 übermittelt  werden,  wenn  tatsächliche  Anhaltspunkte  den  Verdacht  begründen,
 dass  jemand  eine  Straftat  plant  oder  begeht,  die  Leib  und  Leben  einer  Person  im
 Ausland  gefährdet.  Personenbezogene  Daten,  die  im  Rahmen  einer  Individual-
 maßnahme  nach  §  3  G  10  erhoben  wurden,  dürfen  gemäß  §  4  Abs.  4  Nr.  1  und  2
 G  10  zur  Verhinderung,  Verfolgung  und  Aufklärung  von  Katalogstraftaten  nach
 §  3  Abs.  1  G  10  oder  §  7  Abs.  4  Satz  1  G  10  an  die  Strafverfolgungsbehörden
 übermittelt werden.

 Darüber  hinaus  ist  zu  beachten,  dass  auch  die  Beschäftigten  des  BND  ver-
 pflichtet  sind,  bei  Kenntnis  von  dem  Vorhaben  oder  der  Ausführung  einer  Kata-
 logstraftat  des  §  138  Abs.  1  oder  2  StGB  erlangen,  diese  an  die  Strafverfol-
 gungsbehörden  weiterzuleiten.  Ansonsten  würden  sie  sich  nach  §  138  StGB
 strafbar machen.

 Zum  Umfang  der  Übermittlungen  nimmt  die  Bundesregierung  nur  gegenüber
 den zuständigen Gremien des Deutschen Bundestages Stellung.

 10.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Bedenken,  die  vor  dem  Hintergrund  des
 Trennungsgebotes  gegen  die  Einrichtung  einer  Datenbank  beim  BKA  als
 einer  polizeilichen  Behörde  bestehen,  in  die  von  Nachrichtendiensten  weit
 im  Vorfeld  eines  konkreten  Tatverdachts  erhobene  Daten  eingespeichert
 werden?

 Bereits  die  geltenden  Übermittlungsvorschriften  lassen  die  Übermittlung  von
 Daten,  die  die  Dienste  im  Vorfeld  erhoben  haben,  an  die  Polizei  zu.  Sobald
 tatsächliche  Anhaltspunkte  für  die  Verhinderung  oder  Verhütung  von  Staats-
 schutzdelikten  bestehen,  sind  die  Nachrichtendienste  sogar  zu  einer  Übermitt-
 lung  an  die  Polizeien  verpflichtet  (§  20  Abs.  1  BVerfSchG).  Das  Trennungs-
 gebot  hindert  auch  grundsätzlich  nicht  die  Speicherung  entsprechender  Daten
 in  einer  gemeinsamen  Datei.  Vielmehr  kommt  es  auf  die  konkrete  rechtliche
 Ausgestaltung  von  gemeinsamen  Dateien  an.  Der  Entwurf  eines  Gesetzes  zur
 Errichtung  gemeinsamer  Dateien  von  Polizeibehörden  und  Nachrichtendiens-
 ten  des  Bundes  und  der  Länder  (Gemeinsame-Dateien-Gesetz),  den  die  Bun-
 desregierung  am  20.  September  2006  beschlossen  hat  (Bundesratsdrucksache
 672/06), trägt dem Trennungsgebot Rechnung.

 11.  In  welchem  Umfang  verfügen  BKA  und  Bundespolizei  bereits  heute  über
 nachrichtendienstliche  Befugnisse  (Einsatz  von  V-Leuten,  verdeckter  Ein-
 satz  von  technischen  Mitteln  für  Lausch-  und  Spähangriffe,  längerfristige
 Observationen etc.)?

 Das  BKA  verfügt  über  polizeiliche  Befugnisse,  die  sich  für  die  Ermittlungszu-
 ständigkeiten  nach  §  4  BKAG  –  ebenso  wie  für  jede  andere  Polizei  im  Rahmen
 der Strafverfolgung auch – aus der Strafprozessordnung ergeben.

 Darüber  hinaus  hat  das  BKA  folgende  Befugnisse  für  verdeckte  Maßnahmen
 nach  §  16  BKAG  (Einsatz  technischer  Mittel  zur  Eigensicherung  der  eingesetz-
 ten  Personen)  sowie  nach  §  23  BKAG  zum  Schutz  der  Mitglieder  der  Verfas-
 sungsorgane  (längerfristige  Observation,  Einsatz  technischer  Mittel  außerhalb
 von  Wohnungen,  Einsatz  von  Vertrauenspersonen).  Ferner  enthält  das  Zeugen-
 schutzharmonisierungsgesetz  Befugnisse  zum  Schutz  gefährdeter  Zeugen  (Auf-
 gabe aus § 6 BKAG).

 Die  Bundespolizei  verfügt  ebenfalls  nicht  über  nachrichtendienstliche,  sondern
 nur  über  polizeiliche  Befugnisse.  Ein  Einsatz  verdeckter  Ermittler  ist  nach  dem
 Bundespolizeigesetz  nicht  zulässig.  Besondere  Mittel  der  Datenerhebung  nach
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§  28  des  Bundespolizeigesetzes  sind  auf  die  Erfüllung  polizeilicher  Aufgaben
 beschränkt.  Soweit  die  Bundespolizei  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz
 auf  dem  Gebiet  der  Funktechnik  unterstützt,  richtet  sich  die  Wahrnehmung  die-
 ser  Aufgaben  nach  dem  Bundesverfassungsschutzgesetz  und  darf  nicht  mit  der
 Erfüllung polizeilicher Aufgaben verbunden werden (§ 10 Abs. 2 BPolG).
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